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Daten über Struktur und Entwicklung der
Bevölkerung gehören zum grundlegen-
den Informationsbedarf für fast alle Be-
reiche von Staat, Wirtschaft und Gesell-
schaft. Die Politik benötigt sie, weil viele
Entscheidungen – beispielsweise im Bil-
dungs- und Gesundheitswesen – nur auf
der Grundlage gesicherter bevölkerungs-
statistischer Angaben getroffen werden
können. Für das wirtschaftliche Gesche-
hen sind demografische Gegebenheiten
von Bedeutung, weil sie Grundinforma-
tionen über die Menschen als Arbeits-
kräfte, Einkommensbezieher und Konsu-
menten liefern.

Hinter den bloßen Zahlen verbergen sich
aber auch Werthaltungen und Lebensein-

stellungen, die ihrerseits wieder Rückwir-
kungen auf die Bevölkerungsstruktur ha-
ben. So spiegelt sich z. B. in der Zahl der
Eheschließungen und -scheidungen, der
Geburtenentwicklung und der Familien-
größe die Einstellung der Gesellschaft zur
Familie und zu Kindern wider. Der Al-
tersaufbau wird von diesen Lebensein-
stellungen mitbestimmt und hat zugleich
direkte Auswirkungen auf die Bildungs-
und Beschäftigungsmöglichkeiten der Be-
völkerung und beeinflusst daher un-
mittelbar ihre Lebensweise.

Aufgrund dieser vielfältigen Wechselwir-
kungen und des weit reichenden Bedarfs
an demografischen Daten gehört die
Bevölkerungsstatistik zu den traditions-

reichsten Arbeitsgebieten der amtlichen
Statistik. Die Statistiken werden seit 1950
in der jetzigen Form geführt, die Zeitrei-
hen gehen teilweise bis ins 19. Jahrhun-
dert zurück. �

1.1.1 Bevölkerungsstand 

Ende 2006 lebten in Deutschland rund
82,3 Mill. Einwohner, davon waren 49%
Männer und 51 % Frauen. Gegenüber
2005 hat die Bevölkerung um 123 000
Einwohner bzw. um 0,1% abgenommen.
65,7 Mill. (rund 80 %) lebten in den al-
ten Bundesländern, 13,2 Mill. (rund
16 %) in den neuen Bundesländern und
3,4 Mill. (rund 4%) in Berlin. Die bevöl-
kerungsreichsten Länder waren Nord-
rhein-Westfalen (18 Mill.), Bayern (12,5
Mill.) und Baden-Württemberg (10,7
Mill.). In diesen drei Bundesländern lebt
rund die Hälfte der Bevölkerung. Die
Hälfte der Bundesländer hatten dagegen
weniger als 3 Mill. Einwohner.   d Tab. 1

Mit 82,3 Mill. hatte Deutschland Ende
2006 knapp 13 Mill. Einwohner mehr als
1950. In West- und Ostdeutschland hat
sich die Bevölkerungszahl seit 1950 je-
doch sehr unterschiedlich entwickelt. Im
früheren Bundesgebiet stieg sie zwischen
1950 und 1973 von 51 Mill. auf 62,1
Mill., gleichzeitig ging sie in der ehemali-
gen DDR von 18,4 Mill. auf 17 Mill. zu-
rück. Die Bevölkerungszahl stabilisierte
sich danach zwischen 61 und 62 Mill. im
Westen und zwischen 16 und 17 Mill. im
Osten. 

1 Bevölkerung

1.1  Bevölkerungsstand und Bevölkerungsentwicklung Claire Grobecker
Elle Krack-Rohberg

Datenquelle der Bevölkerungsstatistik und Gebietsstände

Die Bevölkerungszahl wird mittels der Bevölkerungsfortschreibung nachgewiesen.

Auf den Ergebnissen der jeweiligen letzten Volkszählung aufbauend, führen die statis-

tischen Ämter auf Gemeindeebene die Fortschreibung des Bevölkerungsstandes durch

Bilanzierung der Ergebnisse der Statistiken über Geburten und Sterbefälle sowie der

Wanderungsstatistik durch. Die Bevölkerungsfortschreibung liefert demografische

Grunddaten über die gesamte Bevölkerung wie Geschlecht, Alter und Familienstand 

so wie über die deutsche bzw. nichtdeutsche Staatsangehörigkeit.  

Die Angaben der Bevölkerungsfortschreibung werden ergänzt durch die Auswertun-

gen des Ausländerzentralregisters. Das Ausländerzentralregister liefert jährlich statis-

tische Ergebnisse über die ausländische Bevölkerung, untergliedert nach der Staats-

angehörigkeit oder der Aufenthaltsdauer, die in der Bevölkerungsfortschreibung nicht

enthalten sind. Der Mikrozensus, die Haushaltbefragung auf Stichprobenbasis, die

jährlich ein Prozent der Bevölkerung erfasst, liefert Angaben zum Migrationshinter-

grund von Zuwanderern.

Für die ehemalige DDR liegen in der Bevölkerungsstatistik im Wesentlichen den bun-

desdeutschen vergleichbare Angaben vor. Seit 2001 werden grundsätzlich in der amt-

lichen Statistik nur noch Daten für Berlin insgesamt nachgewiesen, so dass bei Bevöl-

kerungsangaben für das frühere Bundesgebiet und für die neuen Länder, soweit noch

ein getrennter Nachweis erfolgt, Berlin nicht enthalten ist.

�
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Seit der deutschen Vereinigung nahm 
die Bevölkerung des vereinten Deutsch-
lands zuerst von 79,8 Mill. Personen
Ende 1990 auf 82,5 Mill. Ende 2002
(+2,8 Mill.) zu. Seit 2003 hat sich die
Bevölkerungszahl stabilisiert oder ist
leicht rückläufig. Die Entwicklung im
Osten und Westen war allerdings auch
nach der deutschen Vereinigung ge-
genläufig: Während die Bevölkerung in
den alten Bundesländern zwischen 1990
und 2006 um 4 Mill. anstieg, nahm sie 

in den neuen Bundesländern um 1,5 Mill.
ab. Berlin verzeichnete in diesem Zeit-
raum einen leichten Bevölkerungsrück-
gang von rund 30000 Personen.   d Tab. 2

Regionale Bevölkerungsverteilung
Der Bevölkerungszahl entsprechend ver-
änderte sich auch die Bevölkerungs-
dichte in beiden Teilen Deutschlands. 
Im früheren Bundesgebiet stieg die Ein-
wohnerzahl je Quadratkilometer im Zeit-
raum von 1950 bis 1974 von 202 auf

249,  ging danach bis 1985/86 auf 245
leicht zurück und stieg nach der Wende
bis auf 270 im Jahr 2000. In den neuen
Ländern und Berlin-Ost verringerte sich
dieser Wert zwischen 1950 und 1990 von
169 auf 148 und zwischen 1990 und
2000 weiter von 148 auf 140 Einwohner
je Quadratkilometer.

Im Jahr 2006 lag für Deutschland ins-
gesamt die Einwohnerdichte bei 231 
Einwohnern je Quadratkilometer. Am
dichtesten besiedelt waren die Stadtstaa-
ten (Berlin: 3 820, Hamburg: 2 323, Bre-
men: 1 642). Die geringste Besiedlung 
je Quadratkilometer wiesen die Länder
Mecklenburg-Vorpommern (73), Bran-
denburg (86), Sachsen-Anhalt (119),
Thüringen (143) und Niedersachsen
(168) auf.   d Tab. 3

Mit 357 000 Quadratkilometern lag
Deutschland 2006 im europäischen Ver-
gleich in der Flächenausdehnung an sieb-
ter Stelle und in Bezug auf die Bevöl-
kerungsdichte – nach den Niederlanden
(477), Belgien (338) und dem Verei-
nigten Königreich (243) – an vierter Stel-
le (ohne die flächenmäßig kleinen Län-
der Malta, Monaco, San Marino und
Vatikanstadt). Im Vergleich dazu sind
Island mit durchschnittlich drei, die Rus-
sische Föderation mit acht, Finnland 
mit 17,  und Norwegen mit 18 Einwoh-
nern je Quadratkilometer sehr dünn be-
siedelt.

Ende 2006 gab es in Deutschland 12311
politisch selbstständige Gemeinden, da-
von 8498 im früheren Bundesgebiet und
3 813 in den neuen Bundesländern. Aus
der Verteilung der Einwohner auf Ge-
meindegrößenklassen ergibt sich für 2006,
dass 7 % der Bevölkerung Deutschlands
in Gemeinden mit weniger als 2000 Ein-
wohnern, rund 35 % in Gemeinden mit
2 000 bis 20 000 Einwohnern und 27 %
in Gemeinden mit 20 000 bis 100 000
Einwohnern lebten. Auf die Großstädte
(Gemeinden mit 100000 oder mehr Ein-
wohnern) entfielen 31 % der Bevölke-
rung.   d Tab. 4

Tab. 1: Bevölkerung am 31. Dezember 2006

Insgesamt Männer Frauen  

in 1 000

Baden-Württemberg 10 739 5 274 5 465  

Bayern 12 493 6 119 6 374

Berlin 3 404 1 666 1 738 

Brandenburg 2 548 1 262 1 286 

Bremen 664 322 342

Hamburg 1 754 856 898

Hessen 6 075 2 973 3 102

Mecklenburg-Vorpom. 1 694 840 854

Niedersachsen 7 983 3 915 4 068

Nordrhein-Westfalen 18 029 8 787 9 241

Rheinland-Pfalz 4 053 1 988 2 065

Saarland 1 043 507 536

Sachsen 4 250 2 074 2 176

Sachsen-Anhalt 2 442 1 193 1 248

Schleswig-Holstein 2 834 1 387 1 447

Thüringen 2 311 1 139 1 172

Deutschland 82 315 40 301 42 014

Deutschland Früheres Neue Länder2 Berlin
Bundesgebiet1

in 1 000

1950 69 346 50 958 18 388 .

1960 73 147 55 958 17 188 .  

1970 78 069 61 001 17 068 .  

1980 78 397 61 658 16 740 .

1990 79 753 63 726 16 028 3 434

1995 81 817 66 342 15 476 3 471

2000 82 260 67 140 15 120 3 382

2001 82 440 65 323 13 729 3 388

2002 82 537 65 527 13 617 3 392

2003 82 532 65 619 13 524 3 388

2004 82 501 65 680 13 433 3 388

2005 82 438 65 698 13 345 3 395

2006 82 3 15 65 667 13 244 3 404

Ergebnisse jeweils am 31. Dezember. 
1  Seit 2001 ohne Berlin-West. 
2  Seit 2001 ohne Berlin-Ost.

Tab. 2:  Bevölkerungsentwicklung
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1.1.2 Altersaufbau, Geburten 
und Sterbefälle

Altersaufbau
Die Zahl der Geburten wirkt sich un-
mittelbar auf den Altersaufbau der Bevöl-
kerung aus. Während die Stärke der ein-
zelnen Altersjahrgänge die Zahl der Ge-
burten und Sterbefälle in bestimmten
Zeiträumen beeinflusst, wirken sich die
Veränderungen von Geburtenhäufigkeit
oder Sterblichkeit wiederum auf die Stär-

den Erwerbstätigen unterhalten werden
muss.

Um den Altersaufbau der Bevölkerung zu
veranschaulichen, verwendet man in der
Statistik eine grafische Darstellungsform,
die als  Alterspyramide bezeichnet wird,
auch wenn sie – für Deutschland be-
trachtet – längst keine Pyramidenform
mehr hat. So gleicht sie heute eher einer
»zerzausten Wettertanne«, wie der Be-
völkerungsstatistiker Flaskämper die Ab-
bildung bildhaft beschrieb. In dieser Dar-
stellung treten die Wandlungen des Be-
völkerungsaufbaus deutlich zutage: Ende
2006 betrug in Deutschland der Anteil
der Heranwachsenden (unter 20-Jährige)
rund 20 %. Auf die Bevölkerung im er-
werbsfähigen Alter (20 bis unter 65 Jah-
re) entfielen 60% und der Seniorenanteil
(65-Jährige und Ältere) lag bei 20 %.
Rund 5 % der Bevölkerung waren hoch
betagt (80 Jahre oder älter). Der Jugend-
quotient (Zahl der unter 20-Jährigen be-
zogen auf die Zahl der 20- bis unter 65-
Jährigen) und der Altenquotient (Zahl
der 65-Jährigen und Älteren bezogen auf
die Zahl der 20- bis unter 65-Jährigen)
war mit jeweils knapp 33 gleich hoch.
Anfang 1955 lag der Jugendquotient bei
50 und der Altenquotient bei 18.   
d Abb. 1, Tab. 5

In Deutschland wurden etwas mehr Jun-
gen als Mädchen geboren. Im Jahr 2006
kamen im Durchschnitt auf 100 neuge-
borene Mädchen 106 Jungen. Weil die
Männer statistisch gesehen nicht so alt
werden wie die Frauen, ändert sich dieses
Verhältnis mit dem Lebensalter. Während
also bis zum Alter unter 50 Jahren in der
heutigen Bevölkerung der Männeranteil
überwiegt, sind in der Altersgruppe der
50- bis unter 60-Jährigen ungefähr so vie-
le Männer wie Frauen. In den höheren
Altersgruppen überwiegen die Frauen.
Von den 60- bis unter 70-jährigen Per-
sonen sind fast 52 % weiblichen Ge-
schlechts. In den obersten Altersgruppen
beträgt der Frauenanteil bei den 70- bis
unter 80-Jährigen 58 % und bei den 80-
jährigen oder älteren Personen sogar fast

Regierungs- Fläche Einwohner
sitz

1 000 km2 in 1 000 je km2

Baden-Württemberg Stuttgart 35,8 10 739 300  

Bayern München 70,6 12 493 177 

Berlin Berlin 0,9 3 404 3 820  

Brandenburg Potsdam 29,5 2 548 86

Bremen Bremen 0,4 664 1 642

Hamburg Hamburg 0,8 1 754 2 323

Hessen Wiesbaden 21,1 6 075 288

Mecklenburg-Vorpommern Schwerin 23,2 1 694 73

Niedersachsen Hannover 47,6 7 983 168

Nordrhein-Westfalen Düsseldorf 34,1 18 029 529

Rheinland-Pfalz Mainz 19,9 4 053 204

Saarland Saarbrücken 2,6 1 043 406

Sachsen Dresden 18,4 4 250 231

Sachsen-Anhalt Magdeburg 20,4 2 442 119

Schleswig-Holstein Kiel 15,8 2 834 179

Thüringen Erfurt 16,2 2 311 143

Deutschland Berlin 357,0 82 315 231

Tab. 3: Bundesländer nach Fläche und Einwohnern am 31. Dezember 2006

Rangfolge Stadt Einwohner Stadt Einwohner
in 1 000 pro km2

1 Berlin 3 404 München 4 171

2 Hamburg 1 754 Berlin 3 820

3 München 1 295 Herne 3 307

4 Köln 990 Stuttgart 2 864

5 Frankfurt a. M. 653 Oberhausen 2 832

6 Stuttgart 594 Essen 2 772

7 Dortmund 588 Nürnberg 2 687

8 Essen 584 Düsseldorf 2 661

9 Düsseldorf 578 Bochum 2 638

10 Bremen 548 Frankfurt a. M. 2 628

11 Hannover 516 Offenbach a. M. 2 618

12 Leipzig 507 Gelsenkirchen 2 544

13 Dresden 505 Eppelheim 2 533

14 Nürnberg 501 Hannover 2 529

15 Duisburg 499 Köln 2 443

Tab. 4: Einwohnerzahlen und Bevölkerungsdichten in ausgewählten

Großstädten am 31. Dezember 2006

ke der jeweiligen Jahrgänge aus. Lang-
fristig führen solche Veränderungen zu
einer Verschiebung der Anteile der einzel-
nen Altersgruppen an der Gesamtbevöl-
kerung: So der Gruppe der Kinder und
Jugendlichen, derjenigen im erwerbs-
tätigen Alter und jener im Rentenalter, die
derzeit immer größer wird. Somit ändern
sich auch die Quoten zwischen dem sich
aktiv am Erwerbsleben beteiligten Teil 
der Bevölkerung und jenem Teil, der ent-
sprechend dem Generationenvertrag von
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72%. Grund für den geringeren Männer-
anteil in den höchsten Altersgruppen sind
neben der höheren Lebenserwartung der
Frauen auch heute noch die starken Män-
nerverluste durch den Zweiten Weltkrieg.

Geburten, Sterbefälle
Die Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg
waren in der Bundesrepublik durch hohe
Geburtenzahlen (so genannter Baby-
Boom) geprägt. In dieser Zeit wurden
deutlich mehr Geburten als Sterbefälle re-
gistriert. Diese Situation änderte sich En-

wurden als Menschen starben. Im Jahr
2006 lag die Zahl der Gestorbenen um
149 000 höher als die Zahl der lebend
Geborenen. Diese Entwicklung betrifft
vor allem die deutsche Bevölkerung. Die
in Deutschland lebende ausländische Be-
völkerung verzeichnet demgegenüber –
vor allem wegen des höheren Anteils jün-
gerer Menschen – mehr Geburten als
Sterbefälle.   d Tab. 6

Außerhalb einer Ehe wurden in Deutsch-
land in 2006 30 % der Kinder geboren.
Dieser Anteil ist geringer als in der übri-
gen Europäischen Union. So wurden in
Schweden und Frankreich über die Hälf-
te der Kinder von nicht verheirateten
Müttern geboren, in Dänemark, Finnland
und dem Vereinigten Königreich waren es
etwa 40%. 

Mit der im Jahr 2006 in Deutschland
rechnerisch ermittelten durchschnittlichen
Kinderzahl von 1,33 Kindern je Frau wird
die zur Erhaltung der Bevölkerungszahl
auf längere Sicht erforderliche Zahl von
2,1 Kindern je Frau deutlich unterschrit-
ten. Gleichzeitig nimmt in Deutschland
die durchschnittliche Lebenserwartung
weiter zu. Sie beträgt heute für einen neu-
geborenen Jungen 76,6 Jahre und für ein
neugeborenes Mädchen 82,1 Jahre. Ge-
genüber dem Stand von Mitte der 1980er
Jahre entspricht dies einer Zunahme bei
den Jungen um etwa 5,1 Jahre und bei
den Mädchen um vier Jahre. Für einen
60-jährigen Mann ergibt sich heute eine
rechnerische Lebensdauer von durch-
schnittlich 20,6 Jahren und für eine
gleichaltrige Frau von 24,5 Jahren. (siehe
auch Abschnitt 1.1.5).

1.1.3 Wanderungsbewegungen

Neben der natürlichen Bevölkerungs-
bewegung (Geburten und Sterbefälle)
kommt bei der Beobachtung und Analy-
se der Einwohnerzahl den Wanderungen
(räumliche Bevölkerungsbewegung) eine
zentrale Bedeutung zu. Bei den Wan-
derungen wird zwischen dem Wohn-
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Abb. 1:  Altersaufbau der Bevölkerung Deutschlands 

am 31.Dezember 2006 je Altersjahr, in 1 000 je Altersjahr

Jahres- Be- Davon im Alter von … bis unter… Jahren Jugend- Alten-
ende völkerung

unter 20 20–65 65–80 80 u.mehr
quotient 1 quotient 2

in 1 000
in %

1955 71 350 29,8 59,4 9,4 1,3 50,2 18,1  

1965 76 336 29,2 58,2 10,8 1,8 50,1 21,7

1975 78 465 28,8 56,3 12,8 2,2 51,2 26,6

1985 77 661 23,6 61,8 11,4 3,3 38,2 23,7

1995 81 817 21,5 62,9 11,5 4,0 34,3 24,7

2000 82 260 21,1 62,2 12,9 3,8 34,0 26,8

2005 82 438 20,0 60,8 14,8 4,5 32,9 31,7

2006 82 315 19,7 60,5 15,2 4,6 32,5 32,7

1  Altersgruppe der unter 20-Jährigen bezogen auf die Altersgruppe der 20- bis unter 65-Jährigen. 
2  Altersgruppe der 65-Jährigen und Älteren bezogen auf die Altersgruppe der 20- bis unter 65-Jährigen.

Tab. 5: Entwicklung der Altersstruktur 

de der 1960er und Anfang der 1970er
Jahre abrupt mit einem rapiden Rück-
gang der Geburten. Die Geburtenzahl
ging vom Höchststand im Jahr 1964
(1,36 Mill.) bis auf 782000 im Jahr 1975
zurück. Anschließend pendelte sie sich
zwischen 750 000 und 910 000 ein. Seit
1998 ist ein weiterer Rückgang zu beob-
achten. 2005 wurden erstmals unter
700000 Kinder geboren.

Der Geburtenrückgang bewirkte, dass seit
1972 jedes Jahr weniger Kinder geboren



Lebend Geborene Gestorbene Überschuss der
der Geborenen (+) bzw.

der Gestorbenen (–)   

Anzahl je 1 000 Anzahl je 1 000 Anzahl je 1 000 
in 1 000 Einwohner in 1 000 Einwohner in 1 000 Einwohner

Deutschland

1950 1 117 16,3 748 10,9 + 368 + 5,4

1960 1 262 17,3 877 12,0 + 385 + 5,3

1970 1 048 13,5 976 12,6 + 72 + 0,9

1980 866 11,0 952 12,1 – 87 – 1,1

1990 906 11,4 921 11,6 – 16 – 0,2

2000 767 9,3 839 10,2 – 72 – 0,9

2002 719 8,7 842 10,2 – 122 – 1,5

2004 706 8,5 818 9,9 – 113 – 1,4

2006 673 8,2 822 10,0 –149 – 1,8

Früheres Bundesgebiet1

1950 813 16,3 529 10,6 + 284 + 5,7

1960 969 17,4 643 11,6 + 326 + 5,9

1970 811 13,4 735 12,1 + 76 + 1,3

1980 621 10,1 714 11,6 – 93 – 1,5

1990 727 11,5 713 11,3 + 14 + 0,2

2000 656 9,8 679 10,1 – 23 – 0,3

2002 594 9,1 658 10,1 – 64 – 1,0

2004 577 8,8 641 9,7 – 64 – 1,0

2006 547 8,3 643 9,8 – 97 – 1,5

Neue Länder 2

1950 304 16,5 220 11,9 + 84 + 4,6

1960 293 16,9 234 13,5 + 59 + 3,4

1970 237 13,9 241 14,1 – 4 – 0,2

1980 245 14,6 238 14,2 + 7 + 0,4

1990 178 11,1 208 12,9 – 30 – 1,8

2000 111 7,3 160 10,5 – 49 – 3,2

2002 96 7,0 150 11,0 – 54 – 3,9

2004 99 7,3 146 10,8 – 47 – 3,5

2006 96 7,3 147 11,0 – 50 – 3,8

1  Seit 2001 ohne Berlin-West.
2  Bis 2000 einschl. Berlin-Ost.

Tab. 6: Lebend Geborene und Gestorbene in Deutschland
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sitzwechseln von Personen innerhalb
Deutschlands (Binnenwanderung) und
solchen über die Grenzen Deutschlands
(Außenwanderung) unterschieden. Die
Außenwanderung und die Binnenwande-
rung bilden zusammen die Gesamtwan-
derung. �

Gesamtwanderung
Die Gesamtwanderung kann für Deutsch-
land, für die Bundesländer, für die Land-
kreise und für die Gemeinden ermittelt
werden. Im früheren Bundesgebiet stieg
das Wanderungsvolumen von 1960 bis
1971 von 4,1 Mill. bis auf 5,25 Mill. Maß-
gebend für diese Veränderung war vor al-
lem die Entwicklung der Außenwande-
rung. Zwar war die Binnenwanderung
auch in den 1960er Jahren angestiegen,
aber nicht im gleichen Umfang wie die
Außenwanderung. Ab 1971 ging die
Gesamtwanderung wieder zurück. Die
Wende löste erneut eine Wanderungswelle

aus. Mit rund 5,7 Mill. Wanderungsfäl-
len jährlich blieb die Gesamtwanderung
für das vereinte Deutschland Anfang der
1990er Jahre auf hohem Niveau. Seit
1995 fällt die Gesamtwanderung. 2006
lag das Wanderungsvolumen insgesamt
bei 4,9 Mill.

Binnenwanderung
Im Jahr 2006 wechselten 3,6 Mill. Perso-
nen ihren Wohnsitz über die Gemeinde-
grenzen innerhalb Deutschlands. Bezieht
man diese Zahl auf 1 000 Einwohner,
erhält man die so genannte Mobilitäts-
ziffer. Sie gibt Aufschluss über die Häu-

figkeit, mit der Einwohner eines Gebiets
ihren Wohnsitz wechseln. 2006 betrug 
die Mobilitätsziffer rund 43, das heißt
fast jeder zwanzigste Einwohner zog im
Jahr innerhalb Deutschlands von einer
Gemeinde in eine andere um.

Die räumliche Mobilität der Bevölkerung
in Deutschland entwickelte sich seit 1970
sehr unterschiedlich. Im Zeitraum 1970/80
verringerten sich die Wanderungen über
die Gemeindegrenzen im früheren Bun-
desgebiet von 3,6 Mill. auf 3,0 Mill. Die
Mobilitätsziffer sank im gleichen Zeit-
raum von 60 auf 49. Dieser Rückgang

Wanderungsstatistik

In der Wanderungsstatistik werden 

die Zu- und Fortzüge erfasst, die von

den Meldebehörden an die statistischen

Ämter gemeldet werden. Der Wande-

rungssaldo wird als Differenz der Zu-

und Fortzüge gebildet. Das Wande-

rungsvolumen bezeichnet die Summe

aus der Binnenwanderung zuzüglich 

der Zuzüge aus und der Fortzüge ins

Ausland.

Die auf ein Jahr bezogene Wanderungs-

statistik weist die jeweiligen Wande-

rungsfälle, nicht die wandernden Per-

sonen nach. Die Wanderungen zwi-

schen dem früheren Bundesgebiet und

der ehemaligen DDR wurden bis zum 

3. Oktober 1990 in der Außenwande-

rungsstatistik über die Grenzen des

Bundesgebiets erfasst, ab diesem 

Zeitpunkt handelt es sich um Binnen-

wanderungsfälle, die als Ost-West-

Wanderung bezeichnet werden.

Durch die Binnenwanderung ändert 

sich die regionale Verteilung der 

Bevölkerung, aber im Gegensatz zur

Außenwanderung nicht die Einwohner-

zahl Deutschlands.

�
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dürfte auch eine Folge der Gebietsreform
in den alten Bundesländern sein: Im Zu-
ge dieser Reform wurden Nahwande-
rungsfälle durch Eingemeindungen häu-
fig zu Ortsumzügen und konnten sich
deshalb in der Mobilitätsziffer nicht aus-
wirken. Bis Ende der 1980er Jahre ver-
hielt sich die Zahl der Wanderungen über
die Gemeindegrenzen weiterhin rück-
läufig. Nach der deutschen Vereinigung
stieg die Binnenwanderung bis Ende der
1990er Jahre an, die Tendenz ist seitdem
rückläufig. In 2006 fanden ca. 30% (1,1
Mill.) der Umzüge zwischen Gemeinden
innerhalb eines Kreises, rund 40 % (1,5
Mill.) zwischen Kreisen eines Bundeslan-
des und rund 30 % (1,1 Mill.) zwischen
Bundesländern statt.

Bei der Binnenwanderung haben die Wan-
derungsströme zwischen dem früheren
Bundesgebiet und den neuen Ländern ei-
ne besondere Bedeutung. Die Entwick-
lung der Wanderungen zwischen dem frü-
heren Bundesgebiet sowie den neuen Län-
dern und Berlin-Ost war nach der hohen
Abwanderung von Ost nach West in 1989
und 1990 in den 1990er Jahren gegen-
läufig, das heißt sie war durch eine Ver-
ringerung der Zuzüge aus den neuen Län-
dern und Berlin-Ost bei gleichzeitigem
Anstieg der Wanderungen in entgegen-
gesetzter Richtung gekennzeichnet, so
dass der Wanderungssaldo nahezu aus-
geglichen war. Nach 1998 kehrte sich
dieser Trend um: 2006 verlegten 173600
Menschen ihren Wohnsitz von den neuen
Ländern einschließlich Berlin in eines der
alten Bundesländer und rund 123 000
wählten den umgekehrten Weg. Daraus
ergab sich für die neuen Länder ein-
schließlich Berlin ein Abwanderungsver-
lust von rund 51000 Personen.   d Tab. 7,8

Außenwanderung
Nach dem Zweiten Weltkrieg war die
Außenwanderung vor allem durch die
Aufnahme von Vertriebenen aus den Ost-
gebieten des ehemaligen Deutschen Reichs
und den deutschen Siedlungsgebieten im
Ausland geprägt. Zwischen 1950 und
1961 folgte eine Zuwanderung aus der

Wanderungen über die    

Gemeindegrenzen Kreisgrenzen Landesgrenzen

Anzahl je 1 000 Anzahl je 1 000 Anzahl je 1 000 

in 1 000 Einwohner1 in 1 000 Einwohner1 in 1 000 Einwohner1

Früheres Bundesgebiet

1970 3 662 59,8 2 942 48,1 1 118 18,5

1980 3 024 49,2 2 304 37,5 820 13,4

1985 2 572 42,1 1 850 30,3 640 10,5

1990 2 970 47,4 2 185 34,9 841 13,4

Deutschland

1991 3 402 42,8 2 494 31,4 1 127 14,2

1993 3 629 44,8 2 540 31,4 1 000 12,4

1995 3 951 48,5 2 722 33,4 1 069 13,1

1997 4 015 49,0 2 730 33,3 1 063 13,0

1998 4 001 48,8 2 727 33,2 1 081 13,2

1999 3 968 48,4 2 722 33,1 1 104 13,5

2000 3 892 47,4 2 700 32,8 1 137 13,8

2001 3 875 47,1 2 712 33,0 1 181 14,4

2002 3 843 46,6 2 677 32,5 1 154 14,0

2003 3 806 46,1 2 646 32,1 1 115 13,5

2004 3 373 45,3 2 595 31,5 1 095 13,3

2005 3 655 44,3 2 548 30,9 1 071 13,0

2006 3 562 43,3 2 504 30,4 1 053 12,8

1 Jeweils am 31. Dezember des Vorjahres.

Tab. 7:  Wanderungen innerhalb Deutschlands über die Gemeinde-, 

Kreis- und Landesgrenzen

Zuzüge aus   Zuzüge in Wanderungssaldo des
den neuen Ländern die neuen Länder früheren Bundesgebietes

(einschl. Berlin-Ost) (einschl. Berlin-Ost) gegenüber den neuen
ins frühere aus dem früheren Ländern  

Bundesgebiet Bundesgebiet (einschl. Berlin-Ost)

1950 302 808 39 986 + 262 822

1960 247 751 25 429 + 222 322

1970 20 664 2 082 + 18 582

1980 15 774 1 560 + 14 214

1989 388 396 5 135 + 383 261

1990 395 343 36 217 + 359 126

1991 249 743 80 267 + 169 476

1992 199 170 111 345 + 87 825

1994 163 034 135 774 + 27 260

1996 166 007 151 973 + 14 034

1998 182 478 151 750 + 30 728

1999 195 530 151 943 + 43 587

2000 214 456 153 179 + 61 277

2001 1 230 227 138 615 + 91 612

2002 1 216 165 139 412 + 76 753

2003 1 195 216 137 517 + 57 699

2004 1 185 878 133 349 + 52 529

2005 1 175 088 127 996 + 47 092

2006 1 173 602 122 918 + 50 684

1  Früheres Bundesgebiet ohne Berlin-West, neue Länder einschl. Berlin. 

Tab. 8:  Wanderungen zwischen dem früheren Bundesgebiet 

und den neuen Ländern 
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ehemaligen DDR: So fanden von 1950 bis
zum Mauerbau am 13. August 1961 etwa
2,6 Mill. Menschen aus Ostdeutschland
als Übersiedlerinnen und Übersiedler Auf-
nahme im früheren Bundesgebiet. Ferner
fanden zwischen 1950 und 2006 rund
4,5 Mill. Aussiedlerinnen und Aussiedler
im früheren Bundesgebiet bzw. ab 1990
in Deutschland Aufnahme. Im Jahr 1990
wurde mit rund 397000 Personen die mit
Abstand höchste Aufnahme von Aussied-
lerinnen und Aussiedlern registriert. In
den folgenden Jahren bis 1995 kamen
jährlich 220 000 bis 230 000 Personen
nach Deutschland. Danach verringerten
sich die Aufnahmen stetig. 2006 waren es
nur noch rund 8 000 Personen. Von den
rund 4,5 Mill. Aussiedlern, die im frühe-
ren Bundesgebiet bzw. in Deutschland
aufgenommen wurden, kamen rund 2,3
Mill. aus der ehemaligen Sowjetunion,
1,4 Mill. aus Polen und weitere 430 000
aus Rumänien.   d Tab. 9

Durch die Zuwanderung aus dem Osten
(aus den früheren deutschen Gebieten im
Osten, der DDR sowie durch Aussiedler/
-innen) gab es für die Bundesrepublik bis
Anfang des neuen Jahrtausends einen Zu-

wanderungsgewinn von Deutschen. Seit
2005 werden allerdings Wanderungsver-
luste beobachtet; es wandern also mehr
Deutsche ins Ausland ab, als Deutsche
nach Deutschland zuziehen. Ein wesent-
licher Grund dafür ist, dass in den letzten
Jahren immer weniger Spätaussiedler-

innen und Spätaussiedler nach Deutsch-
land kamen. Zeitgleich stiegen die Fort-
züge deutscher Personen ins Ausland.
Während die Fortzüge bei den Deutschen
in den 1990er Jahren sich um die 110000
Fälle pro Jahr bewegten, lagen sie zum
Beispiel 2006 bei 155 000. Aus den Ab-
wanderungszahlen lassen sich aber keine
Aussagen zum Hintergrund der Fortzüge
ableiten, da die Gründe für die Fortzüge
bei den Meldeämtern nicht erfasst wer-
den. So ist keine Differenzierung möglich,
ob der Fortzug eine Auswanderung auf
Dauer oder nur eine befristete Ausreise
ist, zum Beispiel im Rahmen einer Tätig-
keit für ein deutsches Unternehmen im
Ausland. Es kann auch nicht unterschie-
den werden, ob es sich bei den Abwan-
dernden um Spätaussiedler, Eingebürger-
te oder Deutsche ohne Migrationshinter-
grund handelt. Die Hauptzielländer von
Deutschen in 2006 waren wie in den Vor-
jahren die Schweiz, die USA und Öster-
reich.   d Tab. 10

Seit Anfang der 1960er Jahre hatte die
Zu- und Abwanderung von ausländi-
schen Personen zuerst durch die Anwer-
bung ausländischer Gastarbeiter erheblich
an Bedeutung gewonnen. Die Wande-

Aussiedler/-innen   

Insgesamt darunter aus der darunter aus darunter aus
Sowjetunion1 Polen Rumänien   

1950–59 438 222 13 580 292 183 3 454  

1960–69 221 516 8 571 110 618 16 294  

1970–79 355 866 56 585 202 712 71 417

1980–89 984 087 176 565 632 803 151 161

1990–94 1 291 112 911 407 199 614 171 900

1995 217 898 209 409 1 677 6 519

1996 177 751 172 181 1 175 4 284

1997 134 419 131 895 687 1 777

1998 103 080 101 550 488 1 005

1999 104 916 103 599 428 855

2000 95 615 94 558 484 547

2001 98 484 97 434 623 380

2002 91 416 90 587 553 256

2003 72 885 72 289 444 137

2004 59 093 58 728 278 76

2005 35 522 35 396 80 39

2006 7 747 7 626 80 40

Einschl. nichtdeutscher Angehöriger von Aussiedlern (ab 1993).  
1 Bzw. Nachfolgestaaten. 

Quelle: Bundesverwaltungsamt Köln. 

Tab. 9: Zuzüge von Aussiedler/-innen

Zuzüge Fortzüge

Insgesamt Deutsche Ausländer/ Insgesamt Deutsche Ausländer/
-innen -innen

1950–53 374 177 . . 462 279 . .

1954–59 1 038 759 477 414 561 345 955 190 638 657 316 533

1960–69 6 257185 724 624 5 532 561 4 239 458 789 119 3 450 339

1970–79 7 002 667 783 306 6 219 361 5 439 852 543 843 4 896 009

1980–90 7 401 367 1 743 637 5 657 730 5 260 310 744 722 4 515 588

1991–95 6 157 185 1 460 428 4 696 757 3 597 562 577 691 3 019 871

1996 959 691 251 737 707 954 677 494 118 430 559 064

1997 840 633 225 335 615 298 746 969 109 903 637 066

1998 802 456 196 956 605 500 755 358 116 403 638 955

1999 874 023 200 150 673 873 672 048 116 410 555 638

2000 8 41 158 191 909 649 249 674 038 111 244 562 794

2001 879 217 193 958 685 259 606 494 109 507 496 987

2002 842 543 184 202 658 341 623 255 117 683 505 572

2003 768 975 167 216 601.759 626 330 127 267 499 063

2004 780 175 177 993 602 182 697 632 150 667 546 965

2005 707 352 128 051 579 301 628 399 144 815 483 584

2006 661 855 103 388 558 467 639 064 155 290 483 774

Bis einschl. 1990 Angaben für das frühere Bundesgebiet.

Tab. 10: Wanderung zwischen Deutschland und dem Ausland
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rungsströme ausländischer Staatsange-
höriger zwischen dem früheren Bundes-
gebiet bzw. ab 1991 Deutschland und
dem Ausland verzeichneten ein relativ ho-
hes Wanderungsvolumen mit jährlich ho-
hen Zu- und Fortzugszahlen. Dabei hat
der Saldo mehrfach phasenweise das Vor-
zeichen gewechselt. Anders als noch in
den 1960er Jahren spiegelt die Entwick-
lung der Zu- und Fortzüge ausländischer
Staatsangehöriger über die Bundesgren-
zen nicht mehr den Konjunkturverlauf in
Deutschland wider. Vielmehr wird das
Wanderungsverhalten der Ausländerinnen
und Ausländer seit Mitte der 1970er Jah-
re von konjunkturunabhängigen Fakto-
ren beeinflusst, wie dem Familiennachzug
oder der politischen, wirtschaftlichen
oder sozialen Situation in den Herkunfts-
ländern. Ein augenfälliges Beispiel hierfür
ist die Einreise zum Zweck der Asylsuche,
die auch bei ungünstiger Arbeitsmarkt-
lage im Bundesgebiet bis zum Sommer
1993 ein wichtiges Motiv war.

Auf den Umfang der Zu- und Abwande-
rung ausländischer Staatsangehöriger wir-
ken sich ebenfalls die Maßnahmen der
Bundesregierung zur Steuerung der Wan-
derungsströme aus. Von besonderer Be-
deutung sind in diesem Zusammenhang
der 1973 erlassene Anwerbestopp, das
Rückkehrhilfegesetz von 1983 sowie asyl-
rechtliche Maßnahmen.

Im Jahr 1992 hatte die Zuwanderung
ausländischer Staatsangehöriger mit 1,2
Mill. ihren bisher höchsten Stand er-
reicht. Ein Grund hierfür lag darin, dass
aufgrund des Bürgerkriegs im ehemali-
gen Jugoslawien viele Menschen Zuflucht
in Deutschland gesucht haben. Danach
war die Tendenz mit einigen Schwankun-
gen eher rückläufig. 2006 kamen rund
560 000 Menschen nach Deutschland.
Die Abwanderung von Ausländerinnen
und Ausländern erreichte 1993 mit
711 000 Personen ihren höchsten Stand.
Danach war die Tendenz bis 2003 rück-
läufig, abgesehen von einem vorüberge-
henden Anstieg in den Jahren 1997 und
1998. Ursache dafür war die Rückkehr

von bosnischen Bürgerkriegsflüchtlingen.
Die Hauptherkunftsländer waren 2006
mit Abstand Polen (152000 Zuzüge), ge-
folgt von der Türkei (30000) und Rumä-
nien (23000). Über die Hälfte der Perso-
nen (52 % bzw. 292 000) kam aus der
EU, rund ein Viertel aus dem außereuro-
päischen Ausland (24 % bzw. 132 000)
und 22 % aus dem sonstigen Europa
(125000 Zuzüge).

1.1.4 Ausländische Bevölkerung
und Migration

Ende 2007 gab es in Deutschland knapp
7,3 Mill. Menschen mit einer ausländi-
schen Staatsangehörigkeit. Dies ist jedoch
nur ein Teil der in Deutschland lebenden
Menschen mit fremden Wurzeln. Die
amtliche Statistik versucht, seit 2005 ei-
nen systematischen Überblick über die
Bedeutung der Migration in Deutschland
zu geben und verwendet hierzu das Kon-
zept der »Bevölkerung mit Migrations-
hintergrund«. �

Die Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund unterscheidet sich deutlich von der
ohne Migrationshintergrund. Aber auch,
innerhalb der Bevölkerung mit Migra-
tionshintergrund bestehen Unterschiede
zwischen dem deutschen und dem aus-
ländischen Teil. d Tab. 11

Zu den Deutschen mit Migrationshinter-
grund gehören damit neben Eingebür-
gerten und (Spät-)Aussiedlern auch deren

Kinder sowie die nach dem so genannten
»Optionsmodell« geborenen Kinder aus-
ländischer Eltern. Ihre Zahl wurde und
wird weiter von folgenden Entwicklungen
beeinflusst:
c   die Zuwanderung von Spätaussiedlern

vor allem in den 1980er und 1990er
Jahren: Seit 1950 hat Deutschland ins-
gesamt knapp 4,5 Mill. Aussiedler und
Spätaussiedler aufgenommen, von 1988
bis 1999 allein mehr als 2,6 Mill. 2007
lag die Zahl der Zuzüge nur noch bei
knapp 5800,

c die Einbürgerung von Ausländerinnen
und Ausländern vor allem seit 1990:
Seit 1950 wurden in Deutschland knapp
4,4 Mill. Menschen eingebürgert, von
1990 bis 2006 gut 3,3 Mill. In den letz-
ten drei Jahren schwankte die Zahl zwi-
schen 110000 bis 130000 jährlich.

c Die Geburt von Deutschen mit Migra-
tionshintergrund: Nach Schätzungen
wurden 2006 knapp 220000 Deutsche
mit Migrationshintergrund geboren, das
ist fast ein Drittel aller Geburten. Da-
von entfallen etwa 40 000 auf das Op-
tionsmodell.

Insgesamt hat sich die Zahl der Deut-
schen mit Migrationshintergrund von
2005 auf 2006 deutlich anders entwickelt
als die der ausländischen Bevölkerung.
Die Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund stieg. Hauptgrund waren die im
Inland geborenen Deutschen mit Migra-
tionshintergrund. Da kaum mehr Zu-
wanderungen erfolgen, ist die Gesamt-
zahl der ausländischen Bevölkerung in
Deutschland seit 2000 annähernd gleich
geblieben.

Diese Beobachtungen könnten den Schluss
nahe legen, dass Statistiken zur ausländi-
schen Bevölkerung zugunsten von Daten
zur Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund aufgegeben werden sollten. Aller-
dings zeigen Analysen, dass die auslän-
dische Bevölkerung innerhalb der Be-
völkerung mit Migrationshintergrund
aufgrund von besonderen sozioökonomi-
schen Merkmalen auch weiterhin eine
Sonderstellung einnimmt, die einen be-

Bevölkerung mit

Migrationshintergrund

Zu dieser Bevölkerungsgruppe 

zählen neben allen nach Deutschland

Zugewanderten und allen im Inland 

mit fremder Staatsangehörigkeit 

Geborenen auch die hier geborenen

Deutschen mit zumindest einem 

Elternteil, der zugewandert ist oder 

als Ausländer in Deutschland geboren

wurde. Vertriebene und ihre Nach-

kommen zählen nicht dazu.

�
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sonderen integrationspolitischen Bedarf
begründen könnten. So haben Ende 2006
zwar gut 4,7 Mill. der in Deutschland le-
benden Ausländer die Voraussetzungen
für eine Einbürgerung erfüllt, es haben
sich aber in Laufe des Jahres 2006 nur
knapp 125000 Ausländer/-innen einbür-
gern lassen. Ein Großteil der ausländi-
schen Bevölkerung in Deutschland ent-
scheidet sich also seit Jahren bewusst ge-
gen eine Einbürgerung.

Der ausländische Bevölkerungsteil unter-
scheidet sich aber auch in einer Vielzahl
von sozioökonomischen Merkmalen von
der deutschen Bevölkerung mit und ohne
Migrationshintergrund. So kommen so-
ziale Risiken wie fehlende schulische und
berufliche Qualifikation und Arbeitslo-
sigkeit, Erwerbstätigkeit in prestigearmen
Berufen und Tätigkeiten sowie niedriges
Einkommen und ein erhöhtes Armutsri-
siko bei ihnen deutlich häufiger vor als in
der sonstigen Bevölkerung. In der Regel
sind Deutsche mit Migrationsintergrund
von all diesen Risiken etwa doppelt so
häufig betroffen als Deutsche ohne Mi-
grationshintergrund, die ausländische Be-
völkerung aber viermal so oft. Damit un-
terscheidet sich die ausländische Bevöl-
kerung hinsichtlich dieser Merkmale von
der deutschen Bevölkerung mit Migra-

tionshintergrund deutlicher als die Bevöl-
kerung mit Migrationshintergrund von
der ohne Migrationshintergrund.

Entwicklung der ausländischen 
Bevölkerung
Von 1991 bis 2006 stieg in Deutschland
die Zahl der Menschen mit einer auslän-
dischen Staatsangehörigkeit um etwa 1,2
Mill. auf 7,3 Mill. Ihr Anteil an der Be-
völkerung erhöhte sich im gleichen Zeit-
raum von 7,6% auf 8,8%. Gut drei Vier-
tel der ausländischen Bevölkerung sind
nach Deutschland zugewandert, knapp
ein Viertel wurde hier geboren. d Tab. 12

Die Entwicklung vollzog sich hauptsäch-
lich im früheren Bundesgebiet. Hier hat-
te der 1950 einsetzende wirtschaftliche
Aufschwung zu einem ständig wachsen-
den Bedarf an Arbeitskräften geführt, der
bis zum Bau der Mauer 1961 hauptsäch-
lich durch die Aufnahme von Deutschen
aus der ehemaligen DDR gedeckt werden
konnte. Ab diesem Zeitpunkt kam dann
der Beschäftigung ausländischer Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer eine
immer größere Bedeutung zu. Dement-
sprechend erhöhte sich die Zahl der im
früheren Bundesgebiet lebenden Aus-
länderinnen und Ausländer von knapp
690 000 im Jahr 1961 (1,2 % der Bevöl-

kerung) auf 2,4 Mill. im Jahr 1970 (4,3%
der Bevölkerung). Nach einem vorüber-
gehenden Rückgang zwischen 1974 und
1978 aufgrund des Anwerbestopps stieg
die Zahl ausländischer Bürgerinnen und
Bürger als Folge der Familienzusammen-
führung sowie der verstärkten Einreise
von Asylsuchenden 1982 auf knapp 4,7
Mill. 1983 ging sie erstmals seit 1978
wieder zurück. Die starke Abwanderung
als Folge des Rückkehrhilfegesetzes führ-
te 1984 zu einer weiteren Abnahme. Nach
dem Auslaufen dieses Gesetzes stieg die
Zahl der Menschen mit ausländischem
Pass im Jahr 1985 wieder. Ende 1999 be-
trug sie – auch bedingt durch die bis Mit-
te 1993 hohen Zahlen von Asylsuchen-
den sowie durch die Aufnahme von Bür-
gerkriegsflüchtlingen aus Bosnien und
Herzegowina – 7,3 Mill. bzw. 8,9 % der
Bevölkerung. Im Zeitraum von 1970 bis
1999 nahm die ausländische Bevölkerung
im früheren Bundesgebiet somit um knapp
4,2 Mill. Personen zu.

Die meisten ausländischen Staatsangehö-
rigen kamen in das frühere Bundesgebiet,
um hier Arbeit zu finden. Sie waren größ-
tenteils im erwerbsfähigen Alter und
überwiegend männlichen Geschlechts. Im
Laufe der Zeit nahm der Anteil der Aus-
länderinnen hauptsächlich aufgrund der

Tab. 11: Charakteristika der Bevölkerung nach Migrationsstatus

Migrationsstatus 2005 2006 Veränderung

Anzahl in durchschnittl. durchschnittl. Anzahl in durchschnittl. durchschnittl. der Anzahl

1 000 Alter Aufenthalts- 1 000 Alter Aufenthalts- 2006 gegen-

dauer dauer über 2005

in Jahren in Jahren in %

Bevölkerung insgesamt 82 465 42,3 x 82 369 42,6 x –0,12

ohne Migrationshintergrund 67 452 44,3 x 67 225 44,6 x –0,34

mit Migrationshintergrund 15 013 33,5 x 15 143 33,8 x 0,86

mit eigener Migrations-

erfahrung (zugewandert) 10 399 41,8 18,5 10 431 42,3 18,8 0,30

Ausländer/-innen 5 571 40,6 17,3 5 584 41,2 17,6 0,23

Deutsche 4 828 43,2 19,9 4 847 43,7 20,1 0,39

ohne eigene Migrations- 

erfahrung (hier geboren) 4 614 16,3 x 4 713 14,7 x 2,13

Ausländer/-innen 1 749 19,3 x 1 716 19,7 x –1,93

Deutsche 2 865 12,9 x 2 997 11,9 x 4,61
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dert. Ende 2006 macht die ausländische
Bevölkerung mit etwa 320 000 Personen
1,9% der dortigen Bevölkerung aus.

Aufenthaltsdauer
Von allen Ausländerinnen und Auslän-
dern, die Ende 2007 im Ausländerzen-
tralregister geführt wurden – und die zu-
gewanderte und in Deutschland gebore-
ne Ausländer umfassen – sind rund 36%
weniger als zehn Jahre, 29% seit zehn bis
20 Jahren und 35 % seit 20 Jahren oder
länger hier ansässig. Für 2007 ergab sich
eine durchschnittliche Aufenthaltsdauer
in Deutschland von rund 17,7 Jahren,
1992 lag sie noch bei genau 12 Jahren.
Die Ausländerinnen und Ausländer, die
im Jahr 2007 fortgezogen sind, hatten
sich dagegen im Schnitt nur 8,7 Jahre hier
aufgehalten. Dies deutet darauf hin, dass
die ausländische Bevölkerung aus zwei
Teilgruppen besteht: der eine (kleinere)
Teil hält sich nur vorübergehend in
Deutschland auf und kehrt nach Ab-
schluss von Ausbildung oder Erwerbstä-
tigkeit zurück, der andere (größere) Teil
bleibt dauerhaft.

Geburtenentwicklung
1999 wurden in Deutschland noch rund
95 000 Kinder mit einer ausländischen
Staatsbürgerschaft geboren. Seit dem am
Jahresanfang 2000 in Kraft getretenen
neuen Staatsangehörigkeitsrecht wurden
es deutlich weniger, in 2006 zuletzt noch
knapp 29 000. Weitere 39 000 Kinder
ausländischer Eltern wurden 2006 nach
dem Optionsmodell mit doppelter Staats-
angehörigkeit geboren. 

In den alten Ländern wurde 1974 mit
rund 108 000 die bisher höchste Gebur-
tenzahl ausländischer Kinder registriert.
Bis Mitte der 1980er Jahre hatte sich die-
se Zahl halbiert, danach war sie wieder
angestiegen. Ein Grund für diese Verän-
derung war die Entwicklung der Zahl der
ausländischen Bevölkerung selbst, ein
zweiter Grund lag in Änderungen im
Staatsangehörigkeitsrecht. So war die
ausländische Bevölkerung in der Mitte
der 1970er und der 1980er Jahre zeit-

weise zurückgegangen. Außerdem hatten
bis 1974 Kinder aus deutsch-ausländi-
schen Ehen nur dann bei der Geburt die
deutsche Staatsangehörigkeit erhalten,
wenn der Vater Deutscher war. Seit 1975
ist dies der Fall, wenn ein Elternteil die
deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Seit
2000 erhalten darüber hinaus in Deutsch-
land geborene Kinder auch dann die
deutsche Staatsangehörigkeit, wenn sich
ein Elternteil seit mindestens acht Jahren
rechtmäßig in Deutschland aufhält.

Regionale Verteilung
In welchen Regionen des früheren Bun-
desgebiets ausländische Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer ihren Wohnsitz
nehmen, hängt im Wesentlichen von den
örtlichen Wirtschaftsstrukturen und den
Erwerbsmöglichkeiten ab. So liegt der
Bevölkerungsanteil der ausländischen
Bürgerinnen und Bürger in den indus-
triellen Ballungsgebieten wesentlich über
dem Bundesdurchschnitt, in wirtschafts-
schwachen Räumen dagegen erheblich
darunter.

Die regionale Verteilung der ausländi-
schen Bevölkerung in Deutschland zeigt,
dass Ende 2006 die Stadtstaaten Ham-
burg (14,1 %) und Berlin (13,8 %) die
höchsten Ausländeranteile an der Ge-
samtbevölkerung aufwiesen. Bei den Flä-
chenstaaten war der Anteil der auslän-
dischen Bevölkerung in Baden-Württem-
berg (11,9 %), Hessen (11,3 %) und
Nordrhein-Westfalen (10,6%) am höchs-
ten und in Sachsen-Anhalt (1,9 %) und
Thüringen (2,0%) am niedrigsten.

Asylsuchende und -berechtigte
Zwischen 1988 und 1993 reisten ver-
stärkt Menschen als Asylsuchende in das
frühere Bundesgebiet bzw. nach Deutsch-
land ein. Im früheren Bundesgebiet waren
es 1980 fast 108 000. Danach ging die
Zahl auf etwa 20 000 im Jahr 1983 zu-
rück, stieg danach aber wieder. Mit  rund
438 000 erreichte die Zahl der Asylsu-
chenden in Deutschland 1992 ihren bis-
her höchsten Stand. Durch die jeweils
Mitte 1993 erfolgte Änderung von Arti-

Zeitpunkt Anzahl Anteil an der
in 1 000  Bevölkerung 

in %   

Früheres Bundesgebiet 1

1961 686,2 1,2  

1970 2 600,6 4,3  

1987 4 286,5 7,0  

1989 5 007,2 8,0

Deutschland 2

1990 5 582,4 7,0

1991 6 066,7 7,6

1995 7 342,8 9,0

1999 7 336,1 8,9

2000 7 267,6 8,8

2005 7 289,1 8,8

2006 7 286,3 8,8

1 Unterschiedliche Stichtage.
2 Stichtag 31. Dezember.

Tab. 12:  Entwicklung der

ausländischen Bevölkerung

Deutschlands seit 1961

gegeben. Ende 1989 lebten in der ehe-
maligen DDR rund 191 200 Ausländer-
innen und Ausländer (1,2 % der Bevöl-
kerung). Bis Ende 1991 verringerte sich
diese Zahl auf rund 144 000. Der Rück-
gang hing offensichtlich damit zusam-
men, dass ausländische Staatsangehörige
in den Jahren 1990 und 1991 nach Aus-
laufen ihrer Arbeitsverträge beziehungs-
weise der von der ehemaligen DDR ge-
troffenen Arbeitskräftevereinbarungen in
ihre Heimat zurückkehrten. Von 1992
bis 2003 stieg die Zahl der Ausländerin-
nen und Ausländer in den neuen Ländern
(ohne Berlin) – auch als Folge der Auf-
nahme von Asylsuchenden – Jahr für
Jahr leicht an, danach blieb sie unverän-

Familienzusammenführungen von 31 %
im Jahr 1961 auf rund 47 % im Jahr
2000 zu. Die Zahl ausländischer Kinder
stieg ebenfalls.

Auch in den neuen Ländern leben und ar-
beiten ausländische Staatsangehörige.
Eine vom Umfang her mit den Verhält-
nissen im früheren Bundesgebiet oder
Berlin vergleichbare Beschäftigung aus-
ländischer Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer hat es dort allerdings nicht
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kel 16 und Einführung von Artikel 16a
des Grundgesetzes sowie die hiervon aus-
gehenden asylverfahrensrechtlichen Neu-
regelungen sank die Zahl der Asylsuchen-
den 1993 auf knapp 323 000. Dieser
Rückgang setzte sich in den folgenden
Jahren weiter fort. Im Jahr 2007 wurden
nur noch rund 19 000 Asylanträge ge-
stellt.

Der Anteil der als Asylberechtigte aner-
kannten Asylsuchenden unterlag im Zeit-
ablauf zwar immer wieder Schwankun-
gen. Von 1985 bis 1993 sank er von 29%
auf rund 3%, stieg bis 1995 auf 9% an,
sank bis 2000 auf 3%. Seit 2005 bewegt
sich die Anerkennungsquote um ein Pro-
zent; im Jahr 2006 lag sie mit 0,8 % auf
dem bislang niedrigsten Niveau. d Tab. 13

1.1.5 Demografischer Wandel

In den letzten Jahrzehnten war die demo-
grafische Lage Deutschlands durch eine
geringe durchschnittliche Kinderzahl je
Frau, sinkende Geburtenzahlen, eine stei-
gende Lebenserwartung und zeitweise ho-
he Zuwanderung aus dem Ausland, die
sich jedoch in den letzten Jahren abge-
schwächt hat, geprägt. 

Die Geburtenhäufigkeit ist seit über 30
Jahren durch eine geringe durchschnittli-
che Kinderzahl je Frau gekennzeichnet.

Die durchschnittliche Zahl der Kinder
gibt an, wie viele Kinder eine Frau im
Laufe ihres Lebens hätte, wenn die ak-
tuellen Geburtenverhältnisse für diesen
gesamten Zeitraum gelten würden. In den
alten Bundesländern betrug die durch-
schnittliche Kinderzahl seit Ende der
1970er Jahre rechnerisch 1,3 bis 1,4 Kin-
der je Frau, zuvor hatte sie deutlich höher
gelegen.

In der ehemaligen DDR war es in den
1970er Jahren ebenfalls zu einem starken
Rückgang der durchschnittlichen Kin-
derzahl gekommen, dem aber bald ein

Anstieg folgte, bis Ende der 1980er Jahre
die Kinderzahl wieder abnahm. Anfang
der 1990er Jahre kam es im Zuge der
Wende und der deutschen Vereinigung 
zu einem vorübergehenden Einbruch der
Geburtenzahlen in den neuen Ländern.
Inzwischen liegt die durchschnittliche
Kinderzahl im Osten Deutschlands nur
noch geringfügig unter der im Westen.   
d Abb. 2

Die Lebenserwartung ist in den letzten
hundert Jahren beträchtlich gestiegen.
Hierbei spielte die Verringerung der Säug-
lings- und Kindersterblichkeit lange eine
entscheidende Rolle. Im Deutschen Reich
betrug die durchschnittliche Lebenser-
wartung im Zeitraum 1871/1881 für neu-
geborene Jungen 35,6 Jahre und für neu-
geborene Mädchen 38,4 Jahre. Aber
schon Zehnjährige hatten eine weitere
Lebenserwartung von 46,5 (Jungen) 
bzw. 48,2 Jahren (Mädchen). Gegen-
wärtig beträgt die durchschnittliche Le-
benserwartung – nach der Sterbetafel
2004/2006 – für Jungen 76,6 bzw. 82,1
Jahre für Mädchen. Innerhalb von 130
Jahren hat sich die Lebenserwartung
neugeborener Jungen und Mädchen in
Deutschland mehr als verdoppelt. Aber
auch für ältere Menschen ist die Lebens-
erwartung deutlich angestiegen, verstärkt

Tab. 13: Asylsuchende und Asylberechtigte

Asylsuchende Asylberechtigte Anerkennungsquote2

1975 9 627 2 928 22,2

1980 107 818 12 783 12,0

1985 73 832 11 224 29,2

1990 193 063 6 518 4,4

1992 438 191 9 189 4,3

19952 127 937 18 100 9,0

2000 78 564 3 128 3,0

2005 28 914 411 0,9

2006 21 029 251 0,8  

2007 19 164 304 1,1  

Bis einschl. 1990 früheres Bundesgebiet; ab 1991 Deutschland.
1  Die Anerkennungsquote bezieht sich auf die im jeweiligen Berichtsjahr getroffenen Entscheidungen.
2  Ab Berichtsjahr 1994 werden nur noch Erstanträge erfasst.

Quelle: Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge, Nürnberg.
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Abb. 2: Zusammengefasste Geburtenziffer bis 2050, Kinder je Frau

Geburtenziffer = Durchschnittliche hypothetische Zahl der lebend geborenen Kinder je Frau. 
Ab 2007 Annahmen einer annähernden Konstanz aus der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung.

1  Seit 2000 ohne Berlin.



in den letzten Jahrzehnten. 60-jährige
Männer haben heute im Durchschnitt
noch weitere 20,6 Jahre, gleichaltrige
Frauen 24,5 Jahre zu erwarten. Das sind
etwa 8,5 Jahre mehr bei den Männern
und fast 12 Jahre mehr  bei den Frauen
als 1871/81 und etwa fünf Jahre mehr als
1970/72. d Tab. 14

In den kommenden Jahrzehnten werden
der Rückgang der Bevölkerung und ihre
Alterung kennzeichnend für den demo-
grafischen Wandel sein. Dies lässt sich
anhand von Bevölkerungsvorausberech-
nungen darstellen.   �

Im Folgenden werden Ergebnisse der 11.
koordinierten Bevölkerungsvorausberech-
nung anhand von zwei Varianten zur
»mittleren« Bevölkerung dargestellt. Die-
se ergeben sich bei annähernd konstanter
Geburtenhäufigkeit von etwa 1,4 Kindern
je Frau, einer Zunahme der Lebenser-
wartung gegenüber dem aktuellen Stand
um etwa sechs bzw. sieben Jahre für neu-
geborene Mädchen bzw. Jungen und über
4,5 Jahre für 60-Jährige sowie den bei-
den Wanderungsannahmen von jährlich
100000 bzw. 200000 mehr Zu- als Fort-
zügen. Diese beiden Varianten markieren
die Grenzen eines Korridors, in dem sich

die Bevölkerungsgröße und der Alters-
aufbau entwickeln werden, wenn sich die
aktuellen demografischen Trends fortset-
zen. Die beiden Varianten werden als Un-
ter- und Obergrenze der »mittleren« Be-
völkerung bezeichnet.

Aus der Vorausberechnung ergibt sich für
die nächsten Jahrzehnte folgendes Bild:
Die Bevölkerungszahl nimmt ab, die An-
zahl der älteren Menschen wächst über
lange Zeit, die der jüngeren geht zurück
und damit verschieben sich die Verhält-
nisse zwischen den Altersgruppen erheb-
lich. Zu diesem Bevölkerungsrückgang
kommt es, weil – wie schon seit mehr als
30 Jahren – voraussichtlich auch in den
nächsten Jahrzehnten stets mehr Men-
schen sterben werden, als Kinder zur Welt
kommen. Die angenommenen Zuwande-
rungen aus dem Ausland reichen nicht
aus, um den Sterbefallüberschuss auszu-
gleichen. In dieser Lage befindet sich
Deutschland bereits seit 2003, da die Net-
tozuwanderung der letzten Jahre relativ
niedrig war. Künftig wird sich das Ge-
burtendefizit noch erheblich vergrößern.
Zurzeit beträgt es etwa 150000. Im Jahr
2020 wird es über 300 000 ausmachen
und 2050 etwa 600000 erreichen. Dabei
nimmt die Zahl der Geburten von heute
etwa 670000 auf etwa 500000 ab, wäh-
rend die Zahl der Sterbefälle von 820000
auf rund 1,1 Mill. im Jahr 2050 ansteigen
wird. 

Die auch zukünftig sinkenden Geburten-
zahlen folgen auch aus der von Genera-
tion zu Generation sinkenden Anzahl jun-
ger Frauen: Bei einer Geburtenhäufigkeit
von durchschnittlich 1,4 Kindern pro
Frau bringen die Frauen weit weniger
Kinder zur Welt, als es für den zahlenmä-
ßigen Ersatz ihrer Generation erforderlich
wäre. Die jetzt geborenen Mädchenjahr-
gänge sind also zahlenmäßig kleiner als
die ihrer Mütter. Sind diese Mädchen ein-
mal erwachsen, wird die künftige Kin-
derzahl weiter sinken, weil dann auch
weniger potenzielle Mütter leben. Die
Zahl der Frauen im geburtenfähigen Al-
ter (von 15 bis 49 Jahren) nimmt von
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Alter in Jahren Jungen Mädchen

1871/1881 2004/2006 1871/1881 2004/2006

in Jahren

0 35,6 76,6 38,4 82,1

1 46,5 76,0 48,1 81,4

5 49,4 72,0 51,0 77,4

10 46,5 67,1 48,2 72,5

20 38,4 57,2 40,2 62,6

30 31,4 47,6 33,1 52,7

40 24,5 38,0 26,3 42,9

50 18,0 28,9 19,3 33,5

60 12,1 20,6 12,7 24,5

70 7,3 13,2 7,6 16,0

80 4,1 7,5 4,2 8,9

90 2,3 3,8 2,4 4,1

1871/1881: Deutsches Reich. 
2004/2006: Deutschland.

Tab. 14: Durchschnittliche Lebenserwartung 1871/1881 und 2004/2006

Bevölkerungsvorausberechnung

Das Ziel von Bevölkerungsvorausberechnungen ist es, mit Fortschreibungsverfahren

aufzuzeigen, wie sich Bevölkerungszahl und -struktur unter bestimmten Annahmen

langfristig entwickeln werden. Da der Verlauf der maßgeblichen Einflussgrößen – wie

das Geburtenverhalten, die Sterblichkeit und das Wanderungsgeschehen – mit zuneh-

mendem Abstand vom Basiszeitpunkt immer schwerer vorhersehbar ist, haben solche

langfristigen Rechnungen Modellcharakter.

Die 11. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung für Deutschland basiert auf dem

Stand zum Jahresende 2005 und zeigt die Bevölkerungsentwicklung bis zum Jahr 2050.

Die Vorausberechnung beruht dabei auf Annahmen zur zukünftigen Geburtenhäufigkeit,

zur Lebenserwartung und zum Saldo der Zuzüge nach und der Fortzüge aus Deutsch-

land (Nettozuwanderung). Insgesamt ergeben sich aus drei Annahmen zur Geburten-

häufigkeit und jeweils zwei Annahmen zur Lebenserwartung und der Nettozuwande-

rung zwölf Varianten der zukünftigen Entwicklung. 

Eine ausführliche Darstellung der Annahmen und Ergebnisse der 11. koordinierten 

Bevölkerungsvorausberechnung ist kostenlos unter www.destatis.de abrufbar.
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19,3 Mill. Ende 2006 auf 12,1 Mill. nach
der Untergrenze der »mittleren« Bevöl-
kerung und 13,4 Mill. nach der Ober-
grenze der »mittleren« Bevölkerung im
Jahr 2050 ab. 

Die Zahl der Sterbefälle hängt einerseits
von der Lebenserwartung und anderseits
vom Altersaufbau der Bevölkerung ab.
Die zukünftige Zunahme der Sterbefälle
ergibt sich aus der Tatsache, dass relativ
stark besetzte Jahrgänge während der
Vorausberechnungsperiode in hohe Al-
tersgruppen wechseln, dort schwächere
Jahrgänge ersetzen und schließlich ster-
ben. Diesem Effekt der aktuellen Alters-
struktur steht die zunehmende Lebenser-
wartung der Bevölkerung gegenüber. Sie
schwächt den Anstieg der Sterbefälle ab. 

Der Bevölkerungsrückgang wird zunächst
moderat ausfallen. 2020 werden etwa
3% (Untergrenze der »mittleren« Bevöl-
kerung) bzw. 1% (Obergrenze der »mitt-
leren« Bevölkerung) weniger Menschen
als 2005 in Deutschland leben, 2030 et-
wa 6 % bzw. 3 % weniger und 2050

schließlich rund 17% bzw. 10% weniger.
Absolut wird sich die Einwohnerzahl von
derzeit 82,3 Mill. auf 68,7 bzw. 74,0
Mill. im Jahr 2050 vermindern.

Die Relationen zwischen Alt und Jung
werden sich stark verändern. Ende 2006
waren etwa 20% der Bevölkerung jünger
als 20 Jahre, auf die 65-Jährigen und Äl-
teren entfielen ebenfalls etwa 20 %. Die
übrigen 60% stellten Personen im so ge-
nannten Erwerbsalter (20 bis unter 65
Jahre). Im Jahr 2050 wird dagegen nur
etwa die Hälfte der Bevölkerung im Er-
werbsalter, über 30% 65 Jahre oder älter
und circa 15 % unter 20 Jahren alt sein.
d Abb. 3

Die Zahl der Kinder, Jugendlichen und
jungen Erwachsenen unter 20 Jahren
wird schon 2010 um 7 % niedriger sein
als heute und dann weiter deutlich ab-
nehmen. Die Zahl der Kinder und Ju-
gendlichen im Betreuungs- und Schulalter
geht ebenso zurück wie die der jungen
Menschen im Auszubildendenalter. Im
ausbildungsrelevanten Alter von 16 bis

unter 20 Jahren sind heute etwa 3,9 Mill.
junge Menschen; bereits 2010 werden es
etwa eine halbe Million weniger sein.

Auch die Bevölkerung im Erwerbsalter al-
tert und schrumpft langfristig. Bis etwa
2015 bleibt die Zahl der 20- bis unter 65-
Jährigen stabil bei rund 50 Mill. Dabei
nimmt die Gruppe der 50- bis unter 65-
Jährigen so stark zu, dass sie die erhebli-
che Abnahme bei den unter 50-Jährigen
ausgleicht und die Bevölkerung im Er-
werbsalter insgesamt zunächst konstant
bleibt. Später nimmt auch die Zahl dieser
Älteren ab. Unter den Jüngeren im Er-
werbsalter vermindert sich die Altersgrup-
pe der 30- bis unter 50-Jährigen schnell,
während die der 20- bis unter 30-Jähri-
gen zunächst stabil bleibt und erst nach
2015 schrumpft. Die Bevölkerung im Er-
werbsalter insgesamt beträgt 2030 noch
42 bzw. 44 Mill. und 2050 35 bzw. 39
Mill.

Damit verschiebt sich die Altersstruktur
innerhalb des Erwerbsalters deutlich. Zur-
zeit gehören 50 % der Menschen im er-
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Abb. 3:  Altersaufbau der Bevölkerung in den Jahren 2006 und 2050, in 1 000 (in %)

1  Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung 2006.
2  Ergebnisse der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (»mittlere« Bevölkerung Unter- und Obergrenze); animierte Variante unter www.destatis.de.



werbsfähigen Alter zur mittleren Alters-
gruppe von 30 bis 49 Jahren, knapp 20%
zur jungen von 20 bis 29 Jahren und
30 % zur älteren von 50 bis 64 Jahren.
2020 wird die mittlere Altersgruppe nur
noch 42 % ausmachen, die ältere mit et-
wa 40 % aber nahezu gleich stark sein.
2050 sieht es ähnlich aus (mittlere Grup-
pe: 43 %, ältere Gruppe knapp 40 %).
Der Anteil der 20- bis unter 30-Jährigen
verändert sich nicht sehr stark. Damit
wird die Bevölkerung im Erwerbsalter
stark durch die Älteren geprägt sein.

Die Zahl der 65-Jährigen und Älteren
steigt bis zum Ende der 2030er Jahre et-
wa um die Hälfte: von aktuell über 16
Mill. auf ca. 24 Mill. Danach wird sie
leicht zurückgehen. Die Bevölkerung ab
80 Jahren nimmt unablässig zu: von
knapp vier Millionen im Jahr 2006 auf
zehn Millionen im Jahr 2050. Dann wer-
den über 40% der 65-Jährigen und Älte-
ren mindestens 80 Jahre alt sein.

Der Alterungsprozess wird auch deutlich,
wenn man die Entwicklung der Jugend-,
Alten- und Gesamtquotienten betrachtet.
Auf 100 Personen im Erwerbsalter (20
bis 65 Jahre) entfallen heute 33 unter 20-
Jährige. Dieser so genannte Jugendquo-

tient wird künftig voraussichtlich nur
leicht zurückgehen und 2050 bei 29 lie-
gen.   d Abb. 4

Der Bevölkerung im Erwerbsalter werden
künftig immer mehr Senioren gegenüber-
stehen. Im Jahr 2006 entfielen auf 100
Personen im Erwerbsalter (20 bis unter
65 Jahre) 33 Ältere (65 oder mehr Jahre).
Im Jahr 2030 wird dieser Altenquotient
50 bzw. 52 und im Jahr 2050 60 bzw. 64
betragen. Auch bei einer Heraufsetzung
des Renteneintrittsalters wäre der Alten-
quotient für 67-Jährige und Ältere 2050
deutlich höher (56 bzw. 53) als es heute
der Altenquotient für 65-Jährige und Äl-
tere ist.

Der Gesamtquotient, das heißt das Ver-
hältnis zwischen den Menschen, die noch
nicht oder nicht mehr im Erwerbsalter
stehen, zu den Personen im Erwerbsalter
wird durch die Entwicklung des Alten-
quotienten geprägt sein. 2006 kamen 65
unter 20-Jährige sowie ab 65-Jährige auf
100 Personen zwischen 20 und 65 Jah-
ren, 2030 werden es 80 bzw. 82 und 2050
89 bzw. 94 sein.

Die 11. koordinierte Bevölkerungsvor-
ausberechnung zeigt, dass die Alterung

der Bevölkerung in den nächsten Jahr-
zehnten nicht zu vermeiden ist. Die ak-
tuelle Altersstruktur führt dazu, dass ab
den 2020er Jahren sehr starke Jahrgänge
im Rentenalter verhältnismäßig schwach
besetzten Jahrgängen im Erwerbsalter
gegenüberstehen werden – die Ange-
hörigen des geburtenstärksten Jahrgangs
der Nachkriegszeit 1964 werden 2029 
65 Jahre alt sein. Von diesen Veränderun-
gen werden viele Lebensbereiche betrof-
fen sein. Sie werden nicht erst in 50 Jah-
ren spürbar sein, sondern auch schon in
den nächsten Jahrzehnten eine große Her-
ausforderung darstellen.

1.1.6 Zusammenfassung

Nach dem Zweiten Weltkrieg beruhte die
Zunahme der Bevölkerungszahl des frü-
heren Bundesgebiets zunächst vor allem
auf der Aufnahme von Vertriebenen aus
den Ostgebieten des ehemaligen Deut-
schen Reichs und den deutschen Sied-
lungsgebieten im Ausland. 1950 betrug
die Zahl der Vertriebenen im früheren
Bundesgebiet rund 8 Mill., was einem
Anteil an der Bevölkerung von 16% ent-
sprach. Zwischen 1950 und 1961 trug
die Zuwanderung aus der ehemaligen
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Ergebnisse der Bevölkerungsfortschreibung 2006 sowie ab 2010 der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung (»mittlere« Bevölkerung, Unter- und Obergrenze).

Abb. 4: Entwicklung des Jugend- und Altenquotienten



DDR maßgeblich zum Bevölkerungszu-
wachs bei. So fanden von 1950 bis zum
Mauerbau am 13. August 1961 etwa 2,6
Mill. Menschen aus Ostdeutschland als
Übersiedlerinnen und Übersiedler Auf-
nahme im früheren Bundesgebiet. Zeit-
gleich gab es zwischen 1947 bis Anfang
der 1970er Jahre erheblich mehr Gebur-
ten als Sterbefälle, die ebenfalls zur Be-
völkerungszunahme im früheren Bundes-
gebiet beitrugen.

Seit Mitte der 1960er Jahre wird die
Bevölkerungsentwicklung im früheren
Bundesgebiet bzw. (ab November 1990)
in Deutschland entscheidend durch die
Zu- und Abwanderungen von Auslän-
derinnen und Ausländern beeinflusst. Die
Zahl der Ausländerinnen und Ausländer
erhöhte sich in diesem Zeitraum von
knapp 690 000 auf knapp 7,3 Mill. Die-
se Zunahme der ausländischen Bevölke-
rung ist zum großen Teil auf Zuwande-
rungsgewinne aber auch auf den Gebur-
tenüberschuss ausländischer Personen in
Deutschland zurückzuführen. 

Im Gebiet der ehemaligen DDR stieg die
Bevölkerungszahl nach dem Ende des
Zweiten Weltkriegs ebenfalls als Folge
der Aufnahme von Vertriebenen zunächst
an und zwar bis auf rund 19 Mill. im
Jahr 1948. Die Zahl der Vertriebenen in
der ehemaligen DDR – dort als »Neu-
bürger« oder »Umsiedler« bezeichnet –
betrug 1950 etwa 4,1 Mill., was einem
Anteil an der Bevölkerung von 22% ent-
sprach. Nach 1948 ging die Einwohner-
zahl der ehemaligen DDR bis zum Mau-
erbau 1961 hauptsächlich als Folge der
starken Abwanderung in das frühere
Bundesgebiet Jahr für Jahr zurück, 1961
lag sie bei 17,1 Mill. Durch die herme-
tische Abriegelung (Mauerbau) konnte
der Bevölkerungsrückgang nur vorüber-
gehend gestoppt werden. 1973 sank die
Einwohnerzahl auch bedingt durch Ge-
burtendefizite in den 1970er Jahren unter
die 17-Millionen-Grenze. Hohe Abwan-
derung in die alten Bundesländer und
niedrige Geburten nach der Wende zu-
sammen mit einer schwachen Außen-
wanderung bewirkten in den neuen Bun-

desländern zwischen 1990 und 2006 ei-
nen weiteren Rückgang der Bevölkerung
um 1,5 Mill. Personen (rund 10%).

Kennzeichnend für den demografischen
Wandel werden in den kommenden Jahr-
zehnten der Rückgang der Bevölkerung
und ihre Alterung sein. Ausgehend von
einer Bevölkerungszahl von etwa 82 Mill.
wird nach der 11. koordinierten Voraus-
berechnung (Varianten zur »mittleren«
Bevölkerung) die Bevölkerungszahl bis 
ins Jahr 2050 auf 69 bzw. 74 Mill. Men-
schen absinken. Die Relationen zwischen
Alt und Jung werden sich stark verän-
dern. Ende 2006 waren etwa 20 % der
Bevölkerung jünger als 20 Jahre, auf die
65-Jährigen und Älteren entfielen eben-
falls etwa 20 %. Die übrigen rund 60 %
stellten Personen im so genannten Er-
werbsalter (20 bis unter 65 Jahre). Im
Jahr 2050 wird dagegen nur etwa die
Hälfte der Bevölkerung im Erwerbsalter
sein, während über 30 % 65 Jahre oder
älter und ca. 15 % jünger als 20 Jahre
sein werden.
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